
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz: TVG § 1 Tarifverträge: Bau; Bundesrahmentarifvertrag
für das Baugewerbe vom 1. April 1971 (BRTV Bau 197'1/ 
§ 7 Ziffer 2 und Ziffer 11 (Wegezeitvergütung)

Leitsätze:

1. Die Wegezeitvergütung nach § 7 Ziffer 11 BRTV Bau 
1971 ist eine BruttoVergütung.

2. Die tarifliche Wegezeitvergütung steht auch dann 
zu, wenn der Arbeitnehmer die für ihn in Betracht 
kommenden öffentlichen Verkehrsmittel nicht benutzt 
hat. Entscheidend ist allein, ob bei Benutzung des 
zeitlich günstigsten öffentlichen Verkehrsmittels 
die Wegezeit zwischen der Wohnung des Arbeitnehmers 
und der Baustelle hin und Zurück mehr als zwei 
Stunden beträgt.

3. Wegezeitvergütung kann auch für solche Wegezeiten 
beansprucht werden, die in die Arbeitszeit des Ar­
beitnehmers fallen und für die ihm deswegen ein 
Anspruch auf Lohnzahlung zusteht.

Aktenzeichen: 4 AZR 3/75
Urteil des BAG vom 3. Dezember 1975 LAG Baden-WürttembergJLaw – Gesetze und Urteile
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4 AZR 3/75
7 Sa 127/74 Baden-Württemberg
Verkündet am 
3. Dezember 1975
gez. Mißler,Angestellter
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 3- Dezember 1975 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Poelmann, die Richter Dr. 
Neumann und Dr. Peiler sowie die ehrenamtlichen Richter 
Hackmann und Hauk für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
12. November 1974 - 7 Sa 127/74- - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
-  2 -
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Tatbestand:

Der Kläger wohnt in B . Betriebssitz der
Beklagten ist K . Ab 1. Oktober 1973 war der
Kläger insgesamt 23 Arbeitstage auf einer Baustelle der 
Beklagten in M bei L tä­
tig. Bei Benutzung des zeitlich günstigsten öffentlichen 
Verkehrsmittels werdsi für die Fahrt von B 
nach M und zurück mehr als zwei Stunden be­
nötigt. Bei Benutzung eines Personenkraftwagens kann 
die Strecke B -M und zurück je-
doch in weniger als zwei Stunden zurückgelegt werden.
Wie der Kläger von B nach M und
von dort nach Arbeitsschluß wieder zurück nach B 
gekommen ist, ist von den Vorinstanzen nicht festge­
stellt und von den Parteien nicht näher dargelegt wor­
den.

Mit seiner Klage hat der Kläger die Beklagte auf Zah 
lung einer täglichen Wegezeitvergütung in Höhe von je 
5,—  DM für 23 Arbeitstage in Anspruch genommen, an de­
nen er in M für die Beklagte gearbeitet hat
Er ist der Auffassung, die eingeklagte Vergütung stehe 
ihm nach § 7 Ziffer 11 BETV Bau 1971 zu. Dabei komme es 
nicht darauf an, ob er öffentliche Verkehrsmittel be­
nutzt habe oder nicht. Entscheidend sei allein, ob bei 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel für die Hin- und 
Rückfahrt insgesamt mehr als zwei Stunden hätten aufge­
wendet werden müssen. Da das der Fall sei, stehe ihm die 
eingeklagte Leistung unabhängig davon zu, ob er mit sei­
nem privaten Personenwagen von B direkt nach
M gefahren oder von zu Hause mit einem
firmeneigenen Bus zunächst nach K und von dort
weiter nach M und in gleicher Weise nach
Arbeitsschluß wieder zurück befördert worden sei. Dem­
gemäß hat der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger
115,—  DM netto zu zahlen.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwi­
dert, sowohl bei Benutzung seines eigenen Personenkraft­
wagens als auch bei Beförderung mit einem firmeneigenen 
Bus stehe dem Kläger die eingeklagte Leistung nicht zu.
Ein derartiger Anspruch bestünde nur dann, wenn der Klä­
ger öffentliche Verkehrsmittel benutzt hätte, weil er nur 
dann arbeitstäglich mehr als zwei Stunden unterwegs gewe­
sen wäre.Abgesehen davon sei der Kläger in M 
überhaupt nicht "auswärts" im tariflichen Sinne beschäftigt 
worden.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klageantrag erkannt, 
den Streitwert auf 115,—  DM festgesetzt und die Berufung 
zugelassen. Das Landesarbeitsgericht hat bei unverändertem 
Streitwert die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und 
die Revision zugelassen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageab­
weisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt Zurückweisung 
der Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet und führt zur Aufhebung des 
angefochtenen Urteils, da die Vorinstanzen dem Kläger 
ohne einen ersichtlichen Rechtsgrund einen Nettobetrag von 
115,—  DM zuerkannt haben, während die sonstigen, die Ent­
scheidung sachlich begründenden Ausführungen des Landesar­
beitsgerichts rechtsfehlerfrei sind.

Bei der eingeklagten tariflichen Leistung handelt es 
sich zwar nicht um das unmittelbare, dem Kläger nach § 611 
BGB in Verbindung mit den entsprechenden lohntariflichen 
Bestimmungen geschuldete Arbeitsentgelt im engeren Sinne, 
wohl aber um einen Lohnbestandteil im weiteren Sinne, so 
daß es sich jedenfalls bei der erhobenen Klage um eine Lohn­
klage handelt. Da der Arbeitgeber jedoch Lohnbeträge grund­
sätzlich als Bruttobeträge schuldet, ist eine solche Klage 
daher auch in aller Regel auf einen entsprechenden Brutto­
betrag zu richten, ohne daß es darauf ankommt, daß der Betrag
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ausdrücklich als Bruttobetrag eingeklagt wird (vgl. BGH 
AP Nr. 13 zu § 611 BGB Lohnanspruch sowie BAG 13, 22o 
/ 227J  = AP Nr. 2o zu § 611 BGB Dienstordnungsangestell­
te; Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7. Aufl., 
Bd. I, S. 282 ff.; Poelmann, RdA 1951» S. 367; Schaub, 
Arbeitsrechtshandbuch, 2. Aufl., S. 258). Zwar hätten 
die Prozeßparteien einzelvertraglich vereinbaren können, 
daß die eingeklagte Vergütung dem Kläger als Nettobetrag 
zu zahlen ist mit der Wirkung, daß der beklagte Arbeit­
geber die darauf eventuell entfallenden Lohnsteuer- und 
Sozialversicherungsbeiträge zu tragen hätte. Eire derar­
tige Vereinbarung, an deren Klarheit im Interesse der 
Rechtssicherheit strenge Anforderungen zu stellen sind 
und die zudem nur selten getroffen wird, ist nach dem bei­
derseitigen Vorbrigen vorliegend von den Parteien gera­
de nicht getroffen worden. Auch § 7 Ziffer 11 BRTV Bau 
1971, der nach den Ausführungen des Landesarbeitsgerichts 
zwischen den Parteien gilt, sieht, obwohl das rechtlich 
möglich wäre, nicht vor, daß die in dieser Tarifnorm ge­
regelte Wegezeitvergütung als Nettobetrag geschuldet wird. 
Wie aus den Gründen des Urteils des Senats BAG AP Nr. 16 
zu § 1 TVG Tarifverträge: Bau im einzelnen ersichtlich ist, 
steht auch keineswegs fest, daß diese Wegezeitvergütung 
immer steuerfrei im Sinne des Lohnsteuerrechts ist. Unter 
diesen Umständen ist kein Grund dafür ersichtlich, warum 
das Landesarbeitsgericht die Beklagte zur Zahlung der ein­
geklagten Geldsumme als Nettobetrag verurteilt hat. Des­
wegen bedarf es,wie die Beklagte mit Recht in der münd­
lichen Verhandlung vor dem Senat zum Ausdruck gebracht 
hat, der Zurückverweisung der Sache an das Landesarbeits­
gericht. Dieses wird nunmehr aufzuklären haben, ob ein 
Grund besteht, der vorliegend die Verurteilung der Be­
klagten zur Zahlung von 115,—  DM netto rechtfertigt.
Ist das nicht der Pall, so kann nur der entsprechende 
Bruttobetrag zugesprochen werden.
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Im übrigen hat das Landesarbeitsgericht jedoch mit 
Recht dem Kläger die eingeklagte Wegezeitvergütung zuer­
kannt. Obwohl es, wie die Beklagte nunmehr in der Revi­
sionsinstanz wohl meint, im Interesse der Parteien zweck­
mäßig gewesen wäre aufzuklären, wie der Kläger tatsächlich 
von B nach M und von dort nach Ar­
beit sschluß wieder zurück nach Hause gekommen ist, kann 
dies letztlich unerörtert bleiben, denn es kommt recht­
lich darauf, wie auch das Landesarbeitsgericht zutreffend 
annimmt, nicht an.

Im Sinne einer ersten Sachverhaltsalternative unter­
stellt das Landesarbeitsgericht, daß der Kläger mit sei­
nem eigenen Personenkraftwagen von B    unmittel­
bar zur Baustelle nach M und in der gleichen_Wei­
se nach Arbeitsschluß auch wieder von M
zurück nach B gefahren ist. Bei dieser Sachver­
halt sgestaltung erkennt das Landesarbeitsgericht dem Klä­
ger die eingeklagte Vergütung zu, weil er, wenn er sich 
der zeitlich günstigsten in Betracht kommenden öffent­
lichen Verkehrsmittel bedient hätte, arbeitstäglich mehr 
als zwei Stunden unterwegs gewesen wäre. Hingegen komme 
es nicht darauf an, ob diese öffentlichen Verkehrsmittel 
auch tatsächlich benutzt worden seien, da die Tarifnorm 
nur einen einheitlich anwendbaren Bemessungsgrundsatz ent­
halte.

Diese Rechtsausführungen des Landesarbeitsgerichts sind 
im Ergebnis und in der Begründung zutreffend. Ausgangspunkt 
ist § 7 Ziffer 11 BRTV Bau 1971» worin bestimmt wird:

"ein auswärts beschäftigter Arbeitnehmer, dem kein 
Auslösungsanspruch zusteht, hat Anspruch auf eine 
Wegezeitvergütung (Verpflegungszuschuß) in Höhe 
von 5,oo DM pro Arbeitstag, wenn die Wegezeit 
zwischen der Wohnung des Arbeitnehmers und der Bau­
oder Arbeitsstelle bei Benutzung des zeitlich gün­
stigsten öffentlichen Verkehrsmittels hin und zu­
rück mehr als 2 Stunden beträgt."

Mit dem Landesarbeitsgericht und im Gegensatz zur Auffassung
der Revision ist davon auszugehen, daß der Kläger im Sinne
dieser Tarifnorm in M "auswärts" beschäftigt war.
Dabei ist an § 7 Ziffer 2 Abs. 1 Satz 1 BRTV Bau anzuknüpfen
wonach c
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"auswärts beschäftigt ist, wer außerhalb der 
Gemeinde tätig ist, in der sich der Sitz des 
Betriebes, für den er eingestellt ist, be­
findet (Einstellungsort)...".

Unstreitig ist Betriebssitz der Beklagten im Sinne der ta­
riflichen Definition in § 7 Ziffer 2 Abs. 2 BRTV Bau 1971 
K .K ist auch unstreitig der Einstel­
lungsort des Klägers; insbesondere ist der Kläger nicht, 
was auch möglich gewesen wäre, nur für die von der Be­
klagten in M auszuführenden Bauarbeiten nach
dort eingestellt worden. Dann aber ist der Kläger in 
M "auswärts" im Sinne von § 7 Ziffer 2 und 11
BRTV Bau 1971 tätig gewesen, da er außerhalb der Grenzen 
der Stadt (politische Gemeinde) K beschäftigt wor­
den ist. Weitere Voraussetzungen brauchen für eine "Aus­
wärt sbeschäftigung" im tariflichen Sinne im Gegensatz zur 
Auffassung der Beklagten nicht erfüllt zu werden (vgl. 
dazu das Urteil des Senats vom 4. Dezember 1974- - 4- AZR 
138/74 -, /~demnächst_7 AP Nr. 2o zu § 1 TVG Tarifverträ­
ge : Bau).

Im übrigen kommt es für den Anspruch auf Wegezeitver­
gütung (§ 7 Ziffer 11 BRTV Bau 1971) neben dem Erfordernis, 
daß - wie vorliegend - kein tariflicher Auslösungsanspruch 
besteht, allein noch darauf an, ob der Hin- und Rückweg des 
Arbeitnehmers zur betreffenden auswärtigen Baustelle von 
der Wohnung aus bei Benutzung des zeitgünstigsten öffent­
lichen Verkehrsmittels mehr als zwei Stunden betragen wür­
de, was vorliegend nach den Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts der Fall ist. Hingegen kommt es im Gegensatz zur Auf­
fassung der Beklagten, wie das Landesarbeitsgericht eben­
falls zutreffend hervorhebt, nicht darauf an, ob der Kläger 
diese öffentlichen Verkehrsmittel auch tatsächlich benutzt 
hat. Wie der Senat schon in früheren Entscheidungen (vgl.
BAG AP Nr. 16 und 17 zu § 1 TVG Tarifverträge: Bau) zum 
Ausdruck gebracht hat, soll nämlich bereits nach dem Tarif­
wortlaut des § 7 Ziff. 11 BRTV Bau 1971 nicht darauf abge­
stellt werden, ob die in Betracht kommenden öffentlichen 
Verkehrsmittel auch tatsächlich benutzt worden sind. Erst
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recht bestätigen Sinn und Zweck der Tarifnorm diese Rechts­
auffassung des Senats, der sich auch das Landesarbeitsge- 
richt angeschlossen hat. Veil sie eine praktikable, all­
gemeingültige und Kontroll- und Beweisschwierigkeiten mög­
lichst ausschließende Regelung haben schaffen wollen, ha­
ben die Tarifvertragsparteien nämlich ersichtlich sowohl 
bei der Auslösung (§ 7 Ziffer 3.1 BRTV Bau 1971) als auch 
bei der hier vom Kläger beanspruchten Wegezeitvergütung 
(§7 Ziffer 11 BRTV Bau) allein darauf abgestellt, ob bei 
Benutzung des zeitlich günstigsten öffentlichen Verkehrs­
mittels (z.B. Bundesbahn) der Hin- und Rückweg des Arbeit­
nehmers zwei Stunden überschreiten würde oder nicht. Hier­
an ist festzuhalten. Dabei kommt es auch entgegen den An­
deutungen der Revision auf steuerliche und steuerrechtliche 
Gesichtspunkte nicht an, wie der Senat schon in BAG AP Nr. 
16 zu § 1 TVG Tarifverträge: Bau ausgeführt hat.

Auch die weiteren hiergegen erhobenen Einwendungen der 
Beklagten gehen fehl. Gegenteiliges kann entgegen den Aus­
führungen in der Revision insbesondere nicht aus der "Auf­
fassung der beteiligten Berufskreise" hergeleitet werden. 
Steht diese nämlich wie vorliegend im Sinne des Vorbringens 
der Beklagten im Widerspruch zu einer am Wortlaut sowie 
am Sinn und Zweck der Tarifnorm orientierten Auslegung, so 
ist sie schon deswegen rechtsunerheblich (vgl. Urteil des 
Senats vom 18. November 1975 - 4- AZR 595/74- -, zur Ver­
öffentlichung im Nachschlagewerk vorgesehen). Auf den kon­
kreten Zeitaufwand des einzelnen Arbeitnehmers, der ohnehin 
häufig kaum übersehbar, nachprüfbar und beweisbar ist, 
soll es entgegen den Ausführungen in der Revision nach dem 
erklärten Willen der Tarifvertragsparteien gerade nicht 
ankommen. Die Senatsrechtsprechung macht auch, was die Re­
vision verkennt, gerade keine Probefahrten mit Kraftfahr­
zeugen oder in sonstiger Weise notwendig, weil nach ihr 
allein auf die aus den jeweiligen Fahrplänen ersichtlichen 
Fahrzeiten der öffentlichen Verkehrsmittel abzustellen ist. 
Gerade weil die Tarifvertragsparteien Probefahrten mit Kraft 
fahrzeugen, die u.a. zeitaufwendig und kostspielig sein
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können, und auch ähnliche Kontrollmaßnahmen offensicht­
lich nicht beabsichtigt haben, ist mit der bisherigen 
Senatsrechtsprechung daran festzuhalten, daß es nicht 
darauf ankommt, wie der einzelne Arbeitnehmer den Weg 
von seiner Wohnung zu seiner auswärtigen Baustelle und 
zurück zurücklegt. Es kommt allein darauf an, welche 
Zeit aufgewendet werden müßte, wenn er das zeitgünstig­
ste öffentliche Verkehrsmittel benutzen würde, was an­
hand der jeweiligen Fahrpläne leicht, sicher und ohne 
größere Kosten festgestellt werden kann.

Etwas anderes gilt auch nicht, wenn, wie das Landes­
arbeitsgericht bei der zweiten von ihm unterstellten 
Sachverhaltsalternative mit Recht annimmt, der Kläger 
von B nach M und von dort zu­
rück mit einem firmeneigenen Bus transportiert worden 
ist. Für diesen Fall sieht nämlich die Tarifnorm des 
§ 7 Ziffer 11 BRTV Bau 1971 nichts anderes vor. Im üb­
rigen hat das Landesarbeitsgericht für das Revisions­
gericht bindend festgestellt, daß auch bei dieser Fall­
gestaltung der Kläger für den Hin- und Rückweg mehr 
als zwei Stunden aufwenden müßte. Diese Feststellung 
des Landesarbeitsgerichts ist von der Beklagten mit 
prozessualen Rügen nicht angegriffen worden. Wenn dem­
gegenüber die Beklagte nunmehr in der Revision vorträgt, 
bei dieser Art der Zurücklegung des Weges von B 
nach M und zurück habe die Wegezeit
unter zwei Stunden gelegen, so handelt es sich dabei 
um in der Revisionsinstanz nicht mehr möglichen neuen 
Tatsachenvortrag.

Besonders in der mündlichen Verhandlung vor dem Se­
nat hat die Beklagte noch auf eine dritte Fallgestaltung 
hingewiesen, die nach dem sehr ungenauen beiderseitigen 
Parteivortrag gegenüber den Instanzgerichten ebenfalls 
möglich erscheint. Danach ist der Kläger von B 
zum Betriebssitz der Beklagten in K mit seinem
eigenen Personenkraftwagen gefahren, von dort jedoch mit 
einem firmeneigenen Bus zu Beginn der üblichen Arbeits­
zeit nach M befördert worden; entsprechend
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ist danach auch die Rückfahrt des Klägers zu seiner Wohnung 
vor sich gegangen.

Auch in diesem Falle ist die Rechtslage die gleiche. 
Schon das Arbeitsgericht hat im Protokoll vom 17. Juli 1974- 
(Bl. 25 der Vorakten) festgestellt, daß bei Benutzung öf­
fentlicher Verkehrsmittel allein für den Weg von B 
nach K und zurück mehr als zwei Stunden pro Ar­
beitstag aufgewendet werden müssen. Das bestätigen auch die 
entsprechenden Streckenfahrpläne der Bundesbahn (vgl. für 
den gegenwärtigen Lauf von Zügen und Bahnbussen Gesamtaus­
gabe des Kursbuches der Deutschen Bundesbahn Winter 1975/
76, Strecken 685 und 684-, S. 388 ff.). Unter diesen Umstän­
den kann sich die Beklagte jedenfalls im Gegensatz zu ihren 
Ausführungen in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat 
nicht darauf berufen, der Kläger handele arglistig, wenn er 
sie, obwohl sie ihm eine Fahrgelegenheit gestellt habe, 
auf Wegezeitvergütung in Anspruch nehme. Dabei kann sich die 
Beklagte auch nicht auf die von ihr herangezogenen Ausfüh­
rungen des Senats in seiner Entscheidung BAG AP Nr. 16 zu 
§ 1 TVG Tarifverträge: Bau stützen. Einmal betreffen diese 
Ausführungen in erster Linie einen für die Tarifauslegung 
nicht unmittelbar maßgeblichen Schriftwechsel der Tarifver­
tragsparteien untereinander. Zum anderen kann die Geltend­
machung von Wegezeitvergütung danach allenfalls dann rechts­
mißbräuchlich sein, wenn der Arbeitgeber in zulässiger und 
zumutbarer Weise seinerseits eine Fahrgelegenheit, z.B. 
einen Firmenbus, stellt und bei Gestellung dieser Fahrge­
legenheit der Hin- und Rückweg des Arbeitnehmers auch tat­
sächlich auf zwei Stunden lind weniger pro Arbeitstag abge­
kürzt wird. Schon an dem letzten Erfordernis fehlt es aber 
vorliegend.

Die Beklagte kann in diesem Zusammenhang auch nicht 
erfolgreich einwenden, daß bei dieser Fallgestaltung ein 
Teil des Transportes, nämlich der Weg von K nach
M , in die allgemeine Arbeitszeit des Klägers
gefallen sei. Darauf kommt es nämlich weder für die recht­
liche Charakterisierung einer "Auswärtsbeschäftigung" 
nach § 7 Ziffer 2 BRTV Bau 1971 noch nach § 7 Ziffer 11
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BRTV Bau 1971 für den Anspruch auf Wegezeitvergütung an. 
Danach steht die geltend gemachte Wegezeitvergütung viel­
mehr auch dann zu, wenn die Wegezeit teilweise (oder ganz, 
was freilich selten Vorkommen dürfte) in die Arbeitszeit 
fällt. Es kommt daher auch nicht darauf an, ob die Be­
klagte bei dieser Fallgestaltung für einen Teil der Fahr­
zeit des Klägers, nämlich den im Firmenbus zurückgelegten 
Weg von K nach H , Arbeitslohn hat
zahlen müssen oder nicht. Auch eine dementsprechende Ein­
schränkung zu Lasten des Arbeitnehmers sieht nämlich ent­
gegen der Meinung der Beklagten der BRTV Bau 1971 in § 7 
Ziffer 11 nicht vor.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in der 
Revisionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden ha­
ben.

gez.: Dr. Poelmann Dr. Neumann
Hackmann H. Hauk

Dr. Feiler
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